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Kosten, die den deutschen Behörden bei der Einlieferung eines Verfolgten aus dem Ausland in die 
Bundesrepublik durch die Einlieferung bis zu der deutschen Grenze oder dem ersten deutschen See- oder 
Flughafen erwachsen, werden, wenn bei der Einlieferung mehrere Justizverwaltungen beteiligt sind, von 
diesen zu gleichen Teilen übernommen. Die Justizverwaltung, die zuerst ein Einlieferungsersuchen 
angeregt oder im Ausland unmittelbar gestellt hat, zahlt zunächst den gesamten Betrag dieser Kosten und 
fordert dann die auf die anderen Justizverwaltungen entfallenden Anteile zur Erstattung an.

 

 


